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A. Problem 

In der Entschließung des Rates vom 26. Juni 1978 zur Erstel- 
lung eines Aktionsprogramms der Europäischen Gemein- 
schaften auf dem Gebiet der Überwachung und Verringerung 
der Ölverschmutzung des Meeres ist vorgesehen, daß die 
Kommission prüft, welche Maßnahmen zur Vertiefung der 
Zusammenarbeit und zur Erhöhung der Wirksamkeit der in 
den Mitgliedstaaten bestehenden oder noch zu bildenden Not- 
einsatzmannschaften erforderlich sind. 


B. Lösung 

Aus diesem Grund hat die Kommission den vorgelegten Richt- 
linienentwurf erarbeitet, der sich im wesentlichen auf die ver- 
bindliche Aufstellung nationaler und multinationaler Notein- 
satzpläne, den Informationsaustausch über Öltankerunfälle 
und gemeinsame Simulationsübungen beschränkt. 

Die Beschlußempfehlung des Innenausschusses geht davon 
aus, daß für die im Vorschlag der Kommission enthaltenen 
Regelungen derzeit kein Bedarf besteht, da diese bereits an- 
derweitig getroffen worden sind — insbesondere in der Ent- 
scheidung des Rates vom 3. Dezember 1981 zur Errichtung 
eines gemeinschaftlichen Informationssystems zur Überwa- 
chung und Verringerung der Ölverschmutzung des Meeres. 
Deswegen wird die Bundesregierung unter anderem ersucht. 
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auf EG-Ebene darauf hinzuwirken, daß die Vorlage zunächst 
zurückgestellt wird. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung wird ersucht, im Rahmen der weiteren Verhandlungen auf 

EG-Ebene darauf hinzuwirken, daß 

1. die Vorlage (Anlage) zunächst zurückgestellt wird, da in der Frage der 
Bekämpfung der Ölverschmutzung der Meere auf EG-Ebene kein Regelungs- 
defizit, sondern ein Vollzugsdefizit besteht, 

2. die Möglichkeiten des aufgrund der Ratsentscheidung vom 3. Dezember 1981 
einzurichtenden Informationssystems voll ausgeschöpft werden und 

3. der aufgrund der erwähnten Ratsentscheidung zu erstellende Bericht über 
das Funktionieren des Informationssystems umgehend vorgelegt wird. 

Bonn, den 2. April 1984 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz Tietjen Dr. Olderog 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates vom 9. September 1983 betreffend die Aufstellung von 
Noteinsatzplänen zur Bekämpfung der Ölverschmutzung des Meeres durch Unfälle 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
Artikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Entschließung des Rates vom 26. Juni 1978 
zur Erstellung eines Aktionsprogramms der Euro- 
päischen Gemeinschaften auf dem Gebiet der Über- 
wachung und Verringerung der Ölverschmutzung 
des Meeres^) ist vorgesehen, daß die Kommission 
in Voruntersuchungen feststellt, welche Maßnah- 
men zur Vertiefung der Zusammenarbeit und zur 
Erhöhung der Wirksamkeit der in den Mitgliedstaa- 
ten bestehenden oder noch zu bildenden Notein- 
satzmannschaften erforderlich sind. 

Aufgrund dieser Untersuchungen konnten einige 
Maßnahmen zur Verbesserung der Koordinierung 
beim Einsatz der Bekämpfungsmittel entwickelt 
werden. 

Die Entscheidung 81/971/EWG des Rates vom 3. De- 
zember 1981 zur Errichtung eines gemeinschaftli- 
chen Informationssystems zur Überwachung und 
Verringerung der Ölverschmutzung der Meere 
sieht ein fortgeschriebenes Bestandsverzeichnis 
der Bekämpfungsmittel (Personal, Ausrüstungen 
und Produkte) gegen die Ölverschmutzung des 
Meeres vor. 

Mit nationalen Noteinsatzplänen in allen Mitglied- 
staaten wird eine raschere und verbesserte Be- 
kämpfung der Ölverschmutzung des Meeres durch 
Unfälle ermöglicht und damit ihre Wirksamkeit er- 
höht. 

Die nationalen Noteinsatzpläne müssen die 
gleichen Mindestinformationen e^nthalten, damit 
die Bemühungen der Mitgliedstaaten auf gemein- 
same Ziele ausgerichtet werden können. 

Die Wirksamkeit der Noteinsatzpläne muß regel- 
mäßig mit Simulationsübungen überprüft werden, 
um die Bekämpfungsmöglichkeiten zu testen. 


1) ABI. C 162 vom 8. Juli 1978, S. 1. 

2) ABI. L 355 vom 10. Dezember 1981, S. 52. 


Mehrere Mitgliedstaaten können in bestimmten 
von der Ölverschmutzung bedrohten Seegebieten 
gemeinsame Interessen haben und sind daher ge- 
halten, bei Ölverschmutzungsunfällen gemeinsam 
vorzugehen. 

Die Voraussetzungen für ein solches gemeinsames 
Vorgehen können durch verbundene Noteinsatzplä- 
ne, die im voraus erstellt werden, erheblich verbes- 
sert werden. 

Selbst wenn solche verbundene Noteinsatzpläne 
nicht vorliegen, muß ein Mitgliedstaat die übrigen 
betroffenen Mitgliedstaaten bei einem Unfall oder 
der Bildung von Ölteppichen, die eine Bedrohung 
für diese Mitgliedstaaten darstellen können, be- 
nachrichtigen. 

Es ist in dieser Hinsicht für jeden Staat wichtig, die 
Anweisungen und Verfahren des oder der anderen 
Staaten genau zu verstehen. 

Die Mitgliedstaaten sollten dafür Sorge tragen, daß 
die übrigen Mitgliedstaaten oder dritte Staaten Be- 
obachter an die Einsatzstellen schicken können, um 
so die Zusammenarbeit zu erleichtern, die im Inter- 
esse des von der Ölverschmutzung betroffenen 
Staates liegt. 

Die sich aus der vorliegenden Richtlinie ergebenen 
Auflagen sind mit den Auflagen der Mitgliedstaaten 
vereinbar, die Unterzeichner des Übereinkommens 
von Bonn von 1969 über die Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung von Ölverschmutzungen der Nord- 
see, des Übereinkommens zum Schutz des Mittel- 
meeres gegen die Verschmutzung (Übereinkommen 
von Barcelona von 1973) und des Übereinkommens 
über den Schutz der Meeresgebiete der Ostsee (Hel- 
sinki 1974) sind. Die Aufstellung von Noteinsatzplä- 
nen ist erforderlich, um eines der Ziele der Gemein- 
schaft auf dem Gebiet der Überwachung und Ver- 
ringerung der Ölverschmutzung der Meere zu errei- 
chen; da der Vertrag nicht die Aktionsbefugnisse 
hierfür vorsieht, ist Artikel 235 des Vertrages her- 
anzuziehen — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
geeigneten Maßnahmen, um nationale Notein- 
satzpläne aufzustellen, nach denen die Bekämp- 
fung der Ölverschmutzung der Meere organi- 
siert und geleitet werden kann. 


Zuoeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14-680 70-E-Um 64/83 — vom 17. Oktober 
1983. 
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2. Jeder nationale Noteinsatzplan muß mindestens 
die in Anhang 1 dieser Richtlinie aufgeführten 
Bestandteile enthalten. 

3. Bei einem Unfall, der eine schwerwiegende Ver- 
schmutzungsgefahr bedeutet, ist die Wirksam- 
keit des Noteinsatzplans Gegenstand einer ent- 
sprechend den Kriterien nach Anhang 2 durch- 
geführten besonderen Beurteilung. 


Artikel 2 

1. Um die Bekämpfung der Ölverschmutzung der 
Meere durch Unfälle in den Seegebieten, die für 
zwei oder mehrere Mitgliedstaaten von Inter- 
esse sind, zu organisieren und zu verstärken, 
stellen die jeweiligen Mitgliedstaaten verbun- 
dene Noteinsatzpläne auf. Diese Pläne legen ins- 
besondere fest — 

— die Seegebiete und den Anwendungsbereich 
der Pläne; 

— die in jedem Mitgliedstaat für die Koordinie- 
rung der verbundenen Aktionen zuständige 
Behörde; 

— die Grundsätze, Verfahren und Mittel der Zu- 
sammenarbeit bei der Bekämpfung der Ver- 
schmutzung. 

2. Sobald ein Mitgliedstaat Kenntnis von einem 
Unfall oder der Bildung von Ölteppichen in den 
Seegebieten von gemeinsamem Interesse, die 
für die Küsten oder damit verbundenen Interes- 
sen eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaa- 
ten eine Bedrohung darstellen können, erhält, 
benachrichtigt er unbeschadet Absatz 1 unver- 
züglich diesen oder diese anderen Mitgliedstaa- 
ten. 


Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten halten allein, mit anderen 
Mitgliedstaaten oder dritten Staaten in regelmä- 
ßigen Abständen Simulationsübungen ab, um 
die Bekämpfungsmöglichkeiten auf See und auf 
dem Lande zu prüfen. 


2. Mit den Übungen wird unter anderem die Wirk- 
samkeit der Kommunikationssysteme und die 
Zusammenarbeit zwischen den einzelstaatlichen 
Behörden und den Behörden anderer Länder ge- 
prüft, die ihre Mittel den für die Bekämpfung 
Verantwortlichen zur Verfügung stellen. 


Artikel 4 

Im Rahmen des Beratenden Ausschusses auf 
dem Gebiet der Überwachung und Verringerung 
der Ölverschmutzung des Meeres gemäß Beschluß 
81/686/EWG der Kommission^) teilen die Mitglied- 
staaten einander alle Informationen über die natio- 
nalen Noteinsatzpläne nach Artikel 1, über die ver- 
bundenen Noteinsatzpläne nach Artikel 2 und über 
die mit dritten Ländern vereinbarten verbundenen 
Noteinsatzpläne mit. 


Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser 
Richtlinie bis zum 1. Januar 1987 nachzukom- 
men. Sie setzen die Kommission unverzüglich 
davon in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter 
diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 


Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 


3) ABI. L 188 vom 22. Juli 1980, S. 11. 
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Begründung 
I. Einleitung 

Ein großer Teil der Öllieferungen für die Länder 
Westeuropas erfolgt auf dem Seewege und im allge- 
meinen durch Großtanker. 

Solange ein großer Teil des europäischen Energie- 
bedarfs durch Erdöl gedeckt wird, bleiben erhebli- 
che Risiken von Schiffsunfällen bestehen, die zu 
einer erheblichen Gefährdung der Meere und Kü- 
sten der Europäischen Gemeinschaft durch Ölver- 
schmutzung führen. 

Neben dem Risiko, daß sich aus dem Transport der 
Kohlenwasserstoffe ergibt, besteht auch die Ge- 
fährdung einer Verschmutzung durch auslaufenden 
Brennstoff aus Frachtschiffen nach einem Unfall. 
In einigen Fällen enthalten die Brennstoffbehälter 
5 000 t Öl und mehr, was daher eine erhebliche Ver- 
schmutzungsgefahr bedeutet. 

Durch die Ölbohrinseln ist eine potentielle Gefahr 
der Ölverschmutzung des Meeres gegeben. Mit der 
ständigen Zunahme dieser Art der Ölförderung auf 
dem europäischen Kontinentalfels wächst die po- 
tentielle Gefahr für die Meere und Küsten der Ge- 
meinschaft. 

Aus den bei der International Tanker Owners Pollu- 
tion Federation vorliegenden statistischen Daten 
geht hervor, daß in den europäischen Gewässern 
zahlreiche Unfälle stattgefunden haben, bei denen 
mehr als 5 000 Barrel Öl ausgelaufen sind (32 Un- 
fälle zwischen 1974 und 1981); von den weltweit 
erfaßten Zahlen betrafen etwa 20 % der Unfälle die 
europäischen Gewässer und Küsten. 

Im Laufe der letzten Jahre hat die Entwicklung kei- 
nen positiven Verlauf genommen. Es geht hierbei 
nicht um einzelne Großunfälle, sondern um einen 
bedrohlichen Zustand, der sich durch das Ausflie- 
ßen kleiner Ölmengen erheblich verschärft. Das 
führt zu einer erhöhten Verschmutzung der Gewäs- 
ser und Strände und insbesondere im Bereich der 
Nordsee zu einem beispiellosen Anstieg des Vogel- 
sterbens. 

Im Mittelmeerraum wurde das regionale Zentrum 
zur Bekämpfung der Ölverschmutzung des Mittel- 
meeres in Malta von 1977 bis 1982 in 72 Fällen 
wegen eines Unfalls alarmiert. In zwölf Fällen wur- 
den durch das infolge dieser Unfälle ausgeflossene 
Öl die Meeresumwelt und die Strände ver- 
schmutzt. 

Das Europäische Parlament hat wiederholt besorgt 
auf dieses Problem hingewiesen und vor kurzem 
die Kommission aufgefordert, Notmaßnahmen ge- 
gen die Ölverschmutzung der Nordsee zu ergrei- 
fen. 

Entschließungen vom 10. März 1973, ABI. Nr. C 96 vom 

11. April 1984, S. 66 und 67. 


II. Aktionen der Kommission 
11.1. Bekämpfung der Ölverschmutzung 

Mit der Annahme des Aktionsprogramms der Euro- 
päischen Gemeinschaften auf dem Gebiet der Über- 
wachung und Verringerung der Ölverschmutzung 
des Meeres vom 26. Juni 1978 hat der Rat die Auf- 
fassung vertreten, daß die Gemeinschaft die Verhü- 
tung und Bekämpfung der Meeresverschmutzung 
durch Öl zu einem wichtigen Ziel ihrer Aktionen 
machen sollte. 

Entsprechend Ziffer 3 dieses Programms hat die 
Kommission eine Studie über die Notwendigkeit 
„von Maßnahmen zur Verstärkung der Zusammen- 
arbeit und der Wirksamkeit von Noteinsatzmann- 
schaften, die bereits in den Mitgliedstaaten beste- 
hen oder dort gebildet werden“ durchführen las- 
sen. 

Die wesentlichen Schlußfolgerungen dieser Unter- 
suchung sind: 

1. Bei sämtlichen Ölunfällen größeren Ausmaßes, 
die in letzter Zeit die europäischen Gewässer 
verunreinigt haben, traten bei den Reinigungs- 
maßnahmen die gleichen grundsätzlichen Pro- 
bleme auf. Einige dieser Probleme sind schwie- 
rig zu lösen. Es steht aber fest, daß die Behörden 
und die betroffenen Kreise der Industrie aus 
den vergangenen Katastrophen nicht immer die 
erforderlichen Lehren gezogen haben. 

2. Eine der Hauptlehren, die aus den vergangenen 
Ölkatastrophen gezogen werden kann, ist fol- 
gende: 

Wenn plötzlich eine größere Menge Rohöl oder 
relativ langlebiges Erdöl in Küstennähe aus- 
läuft, ist es höchst unwahrscheinlich, — daß 
durch Maßnahmen auf See verhindert werden 
kann — , daß ein Teil, wenn nicht gar die ge- 
samte Menge des ausgelaufenen Öls die Küsten- 
gewässer und die Küste selbst erreicht, es sei 
denn, daß der Wind oder die Meeresströmung 
dieses Öl aufs Meer hinaustreiben. Obwohl es in 
solchen Fällen praktisch unvermeidlich ist, daß 
die Bekämpfung des größten Teils des ausgelau- 
fenen Öls in Küstennähe und an der Küste er- 
folgt, sind die Probleme des Schutzes der Kü- 
stengewässer, die Reinigung der verunreinigten 
Strände und die Beseitigung des eingesammel- 
ten Öls und der zähflüssigen Rückstände viel- 
fach vernachlässigt worden. Die meisten Regie- 
rungen haben sich also fast immer damit be- 
gnügt, Probleme dieser Art den örtlichen Behör- 


2) ABI. Nr. C 162 vom 8. Juli 1978, S. 2. 

2) Measures to combat oil pollution, The International 
Tanker Owners Pollution Federation Ltd., Ed. Graham 
& Trotman Ltd. 


6 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1242 


den zu überlassen, die allein weder über das 
erforderliche Gerät verfügen, noch — was weit 
schwieriger ist — über das Fachpersonal verfü- 
gen, das unerläßlich ist, um eine wirksame Rei- 
nigung zu planen und zu leiten. 

3. Die meisten Länder haben sich zwar eiligst Mit- 
tel zur Bekämpfung einer etwaigen Ölverseu- 
chung geschaffen, bei ihrer Anwendung zeigt 
sich aber, daß sie selten so wirksam eingesetzt 
werden können, wie man es in Anbetracht der 
verfügbaren Techniken erwarten darf. Dies ist 
häufig darauf zurückzuführen, daß diese Ein- 
satzmittel von Verwaltungen gesteuert werden, 
die zu anderen Zwecken geschaffen wurden. Ihr 
Personal ist im Rahmen ihrer Organisations- 
struktur häufig mit anderen Aufgaben betraut 
und hat dazu weder die erforderliche Erfahrung 
noch die erforderlichen technischen Kennt- 
nisse. 

4. Ein wirksamer Einsatz beruht auf einer Ver- 
flechtung von Planung, Organisation und Über- 
wachung. Fehlen eines oder mehrere dieser Ele- 
mente, so kann dieser Mangel durch noch so 
reichlich zur Verfügung stehende Geräte nicht 
ersetzt werden. Ein so unvorhersehbares Ereig- 
nis wie ein Ölunfall wird aber selbst für gut vor- 
bereitete Länder immer erhebliche Schwierig- 
keiten mit sich bringen. 

Seit Veröffentlichung dieser ersten Studie wurden 
auf nationaler Ebene gewisse Fortschritte erzielt. 
Zwei Mitgliedstaaten haben der Kommission ihre 
Einsatzpläne entsprechend der Entschließung des 
Rates vom 3. Dezember 1981 zur Errichtung eines 
gemeinschaftlichen Informationssystems zur Über- 
wachung und Verringerung der Ölverschmutzung 
des Meeres vorgelegt. Andere Staaten wiederum 
haben versichert, daß sie sich darum bemühen wer- 
den, diese Pläne in naher Zukunft vorzulegen. Aller- 
dings bleiben weiterhin insbesondere für den südli- 
chen Atlantik und das Mittelmeer Lücken offen. 

Aus diesen Gründen heraus sollte die Kommission 
dem Rat geeignete Vorschläge über Einsatzpläne 
bei Ölunfällen im Meer unterbreiten und auf diese 
Weise versuchen, im Einsatzfall Verwirrung und ri- 
sikoreiche Improvisationen zu vermeiden, die auf- 
kommen könnten, wenn solche Pläne oder geeig- 
nete Präventivpläne nicht vorliegen. 

Für die Durchführung derartiger Pläne sind in er- 
ster Linie die Regierungen zuständig. Die Kommis- 
sion hat die Rolle eines Katalysators und Initiators 
zu spielen, damit die zuständigen und betroffenen 
Personen und Behörden im Einsatzfall im Rahmen 
eines vorher ausgearbeiteten und vereinbarten ein- 
deutigen Aktionsplans eng Zusammenarbeiten kön- 
nen. 


11.2. Vereinfachung der Verwaltungsverfahren 

Die Wirksamkeit der Noteinsatzpläne oder der Ver- 
bundpläne könnte davon abhängen, wie leicht und 


ABI. Nr. L 355 vom 10. Dezember 1981, S. 52. 


schnell die in der Gemeinschaft bereitstehenden 
Geräte und Mittel die Grenzen der Mitgliedstaaten 
überschreiten können. Erfahrungen auf diesem Ge- 
biet haben Lücken und Schwierigkeiten aufge- 
zeigt. 

Es ist daher wünschenswert, daß die Mitgliedstaa- 
ten die Verwaltungsverfahren, die im Regelfall für 
die grenzüberschreitenden Bewegungen von Gerä- 
ten und Waren, die im Katastrophenfall über die 
Grenzen verbrachten werden sollen, erforderlich 
sind, vereinfachen. Aus dieser Sicht wird daran er- 
innert, daß es Gemeinschaftsbestimmungen zur Re- 
gelung dieser Fragen gibt. 

Es handelt sich dabei um: 

— die Gewährung von Zoll- und Steuerbefreiungen 
für zugunsten von Katastrophenopfern einge- 
führte Gegenstände und für von den Hilfseinhei- 
ten während der Hilfsaktion eingeführte Gegen- 
stände (vgl. Verordnung Nr. 918/83 des Rates 
vom 28. März 1983 — Titel XVI, C, und Richtlinie 
83/181/EWG des Rates gleichen Datums; ABI. 
Nr. L 105 vom 23. April 1983, S. 1 und 38). 

— die vorübergehende Einfuhr von Ausrüstungen, 
die für Katastropheneinsätze im Zollgebiet der 
Gemeinschaft bestimmt sind, aus Drittländern 
bei vollständiger Befreiung von Eingangsabga- 
ben (vgl. Verordnung Nr. 3599/82 des Rates vom 
21. Dezember 1982 über die vorübergehende Ver- 
wendung — Titel V — ABI. Nr. L 376 vom 31. De- 
zember 1982, S. 1). 

Ferner hat die Kommission dem Rat am 28. Juli 
1981 den Vorschlag für eine Verordnung zur Einfüh- 
rung eines Verfahrens des innergemeinschaftlichen 
Verkehrs mit Waren, die aus einem Mitgliedstaat 
zum vorübergehenden Gebrauch in einen oder 
mehrere andere Mitgliedstaaten versandt werden, 
vorgelegt (ABI. Nr. C 227 vom 8. September 1981, S. 3 
und ABI. Nr. C 247 vom 21. September 1982, S. 3). 

Soweit der Rat die von der Kommission vorgeschla- 
genen Verfahren annimmt, kann der Anwendungs- 
bereich dieser Verfahren und insbesondere des ver- 
einfachten Verfahrens des Verkehrs von Gegen- 
ständen, die für die vorübergehende Verwendung 
im Rahmen der Pläne zur Bekämpfung von Kata- 
strophen bestimmt sind, ausgeweitet werden. 


III. Zweck des Richtlinienvorschlags 

Anhand der vorerwähnten Untersuchung konnten 
eine Reihe von Punkten herausgestellt werden, die 
Maßnahmen zur Verstärkung der Wirksamkeit der 
Noteinsatzpläne erfordern. Insbesondere ist erfor- 
derlich, 

1. Die Einsatzmittel auf nationaler und regionaler 
Ebene besser vorzubereiten, damit auch 
Aspekte wie der Standort der Versorgungsquel- 
len, die Schutzprioritäten, die Bekämpfungs- 
maßnahmen, die Risikoabschätzung, der Stand- 
ort des Geräts und die Feststellung der geeig- 
neten Verfahren zur Beseitigung der angesam- 
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Hielten flüssigen und zähen Ölrückstände mit 
einbezogen werden; 

2. bei einem Ölunfall rasch und genau die Bedro- 
hung der örtlichen Versorgungsquellen abzu- 
schätzen, damit je nach Lage die geeignetsten 
Maßnahmen ergriffen werden; 

3. Flugzeuge und Hubschrauber an Ort und Stelle 
während der gesamten Einsatzdauer zur Verfü" 
gung zu haben, damit regelmäßige weitrei- 
chende Aufklärungsflüge zur Verfolgung der 
vorausgesagten Driften der Ölteppiche erfol- 
gen, die Wirksamkeit der getroffenen Maßnah- 
men bestimmt und die Reinigung sachgemäß 
durchgeführt werden können; 

4. über direkte Funkverbindungen zwischen den 
Schiffen, Flugzeugen, Küstenreinigungsmann- 
schaften und den für die Überwachung und die 
Koordinierung der Einsätze zuständigen Be- 
hörden zu verfügen; 

5. den organisatorischen technischen und logisti- 
schen Problemen im Zusammenhang mit der 
Reinigung der Küstengewässer und der 
Strände weit größere Beachtung zu schenken; 

6. Maßnahmen zu treffen, um die Bereitstellung 
des erforderlichen Geräts zu verbessern, falls 
bei einem Ölunfall die örtlichen Einsatzmittel 
nicht ausreichen; 

7. die Ausbildung des Personals zu verbessern, 
das die Reinigung insbesondere der Küstenge- 
wässer und der Strände leitet; 

8. Simulationsübungen mit dem gesamten Ein- 
satzmaterial, insbesondere in den Küstenge- 
wässern und an den Stränden zu veranstalten; 

9. in den Einsatzplänen Vorkehrungen dafür zu 
treffen, daß ausländische Beobachter die Ein- 
sätze verfolgen können, ohne diese zu behin- 
dern; 

10. die regionale Zusammenarbeit auf Gebieten 
wie Verfügbarkeit des Geräts, Reinigungsmaß- 
nahmen, Kompatibilität der Techniken, Ausrü- 
stungen und Kommunikationssysteme sowie 
Ausbildung und Training der Einsatzmann- 
schaften zu verbessern. 

Die Rolle der Kommission besteht darin, zu ermuti- 
gen, Leitgedanken zu formulieren und die Koordi- 
nierung der Maßnahmen zu fördern, damit die Ein- 
satzmittel ständig verbessert werden. 

Ferner bemüht man sich zur Zeit unter der Schirm- 
herrschaft internationaler Organisationen auf Re- 
gierungsebene und internationaler Berufsverbände 
sowie im Rahmen regionaler Übereinkommen um 
die Förderung der internationalen und überregiona- 
len Zusammenarbeit auf diesem Gebiet. In diesem 
Zusammenhang ist die Kommission fest davon 
überzeugt, daß eine Überschneidung mit den Arbei- 
ten anderer Organisationen wie IMCO und OIT so- 
wie mit den Arbeiten im Rahmen des Bonner Über- 
einkommens für die Nordsee, des Übereinkommens 
von Barcelona für das Mittelmeer und des Überein- 


kommens von Helsinki für die Ostsee vermieden 
werden muß. Sie hält es aber für erforderlich, nicht 
nur die Ratifizierungsverfahren und die Durchfüh- 
rung der im Rahmen von IMCO und OIT geschlos- 
senen Übereinkommen in der Gemeinschaft zu be- 
schleunigen, sondern auch die Zusammenarbeit 
zwischen den für die Noteinsätze in den verschie- 
denen, die Gemeinschaft umgebenden Gebiete zu- 
ständigen Stellen zu fördern und auf diese Weise 
den Anwendungsbereich eines Noteinsatzteams auf 
ein ausgedehnteres als das von den bestehenden 
Übereinkommen abgedeckte Seegebiet auszuwei- 
ten. 

Zu diesem Zweck sollen die Mitgliedstaaten mit 
dem Richtlinienvorschlag angeregt werden, 

a) auf nationaler Ebene geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Bekämpfung der Folgen der 
Meeresverschmutzung durch Ölunfälle zu be- 
schleunigen und zu verbessern und ihre Wirk- 
samkeit zu erhöhen; 

b) Vorkehrungen für eine gemeinsame Bekämp- 
fung der Meeresverschmutzung durch Öiunfälle 
in den Seegebieten zu treffen, wo sie gemein- 
same Interessen haben und zu einem gemeinsa- 
men Vorgehen gezwungen sein können; 

c) regelmäßig die Wirksamkeit der Noteinsatz- 
pläne mit Simulierungsübungen zu überprüfen, 
um die Bekämpfungsmöglichkeiten zu testen; 

d) die Kommission über nationale oder untereinan- 
der bzw. mit Drittländern aufgestellte Verbund- 
pläne sowie über die Beurteilung der Wirksam- 
keit dieser Pläne zu unterrichten. 


IV. Erläuterungen des Richtlinienvorschlags 

1. Nationale Noteinsatzpläne 

Aus der Untersuchung und aus den Stellungnah- 
men der nationalen Sachverständigen ergibt sich, 
daß der geeignetste Rahmen für die Maßnahmen 
im Sinne von III a) für jeden Mitgliedstaat ein na- 
tionaler Noteinsatzplan wäre. 

Einige Mitgliedstaaten haben solche Pläne bereits 
aufgestellt, und in der Untersuchung wird über die 
wesentlichen Bestimmungen dieser nationalen 
Pläne berichtet. Die anderen Mitgliedstaaten wer- 
den sich bei der Aufstellung ihrer Pläne an die hier 
gesammelten Informationen soweit wie möglich an- 
lehnen können. Es ist Aufgabe der einzelnen Mit- 
gliedstaaten, die für die Einsätze immer zuständig 
bleiben, die Einzelheiten festzulegen und die den 
Gegebenheiten jedes Landes am besten angepaßten 
Verfahren und Mechanismen zu entwerfen. 


1.1 Inhalt der Noteinsatzpläne 

Es erschien weder möglich noch wünschenswert, 
den Inhalt eines nationalen Noteinsatzplans in sei- 
nen Einzelheiten erschöpfend darzulegen. Anhang I 
des Richtlinienvorschlags hat daher den Zweck, den 
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zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten anzuzei- 
gen, welche Mindestangaben die nationalen Notein- 
satzpläne, insbesondere bei Beachtung folgender 
Punkte, enthalten sollten; 

1) Festlegung der gefährdeten und der stark ge- 
fährdeten Zonen. Dieses äußerst wichtige Doku- 
ment kann in kartographischer Form vorgelegt 
werden, damit es den für die Einsatzpläne zu- 
ständigen Behörden möglich ist, die Auswirkun- 
gen eines Ölunfalls auf ein bestimmtes Gebiet 
sowie den entsprechenden Risikofaktor rasch 
abzuschätzen. 

2) Aufstellung einer Einsatzmannschaft bei Ein- 
tritt eines Unfalls. Sie beruht auf der Ernennung 
der Verantwortlichen und der Aufteilung der 
Aufgaben der Fachkräfte. 

3) Verzeichnis des den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten zur Verfügung stehenden Ein- 
satzmaterials und seiner Benutzungsvorschrif- 
ten. 

Die erfaßten Informationen müssen regelmäßig 
bestätigt, überarbeitet und fortgeschrieben wer- 
den. Es ist zu beachten, daß diese Informationen 
zum Teil bereits entsprechend der Entschlie- 
ßung des Rates vom 3. Dezember 1981^), die die 
Aufstellung eines Bestandsverzeichnisses der 
Mittel zur Bekämpfung der Ölverschmutzung 
des Meeres vorsieht, zur Verfügung stehen. 

4) Erfassung der Möglichkeiten, eingesammelte 
Ölrückstände zu lagern, zu vernichten oder zu 
verwerten. 

Es wäre wünschenswert, wenn im voraus be- 
kannt wäre, wo Kohlenwasserstoffe ohne Ge- 
fahr einer neuen Umweltverschmutzung am ge- 
eignetsten gelagert werden können. 

5) Möglichkeiten zur Aufnahme ausländischer Be- 
obachter. Es wäre in jedem Land eine für die 
Betreuung der Besucher zuständige Organsi- 
ation zu schaffen. 

1.2 Beurteilung der Wirksamkeit der Pläne 

Bei einem Großunfall kann man aus den in einer 
konkreten Situation gemachten Erfahrung Nutzen 
ziehen. In Anhang 2 ist beschrieben, wie diese Beur- 
teilung erfolgen soll, was eine Harmonisierung der 
Unfallberichte gestattet. 

2. Verbundene Einsatzpläne 

Einsätze zweier oder dreier Mitgliedstaaten in See- 
gebieten, wo gemeinsame Interessen auf dem Spiel 
stehen, werden rascher und wirksamer sein, als sie 
unter im voraus festgelegten Bedingungen koordi- 
niert werden können. In dieser Hinsicht sind ver- 
bundene Noteinsatzpläne besonders nützlich. Es 
liegt auf der Hand, daß einerseits die betreffenden 
Seegebiete außerhalb des Hoheitsgbiets der betref- 
fenden Staaten liegen und daß andererseits die an 
solchen gemeinsamen Ansätzen Beteiligten weiter- 
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hin nach ihren nationalen Anweisungen und Ver- 
fahren handeln. Sie werden sich auch an die inter- 
nationalen Verfahren halten müssen, die insbeson- 
dere im Bereich des Funkverkehrs vorgeschrieben 
sind. 

Unter diesen Umständen würde durch die Aufstel- 
lung verbundener Noteinsatzpläne eine hinrei- 
chende Koordinierung insofern gewährleistet sein, 
als in diesen Plänen folgendes festgelegt würde: 

a) ihr(e) Anwendungsbereich(e); 

b) die für die Bekämpfung zuständige Behörde, wo- 
bei beispielsweise von Demarkationslinien aus- 
gegangen werden kann, nach denen die ur- 
sprünglichen nationalen Zuständigkeitsbereiche 
festgelegt sind. Diese ursprüngliche Zuständig- 
keit würde aber nicht berührt und könnte Ge- 
genstand einer zwischen den betreffenden Staa- 
ten vertraglich vereinbarten Übertragung sein. 

Durch die Absätze a) und b) würden das für 
betreffenden Gewässer geltende Recht und die 
staatliche Hoheitsgewalt des betreffenden Staa- 
tes, wie im internationalen Recht festgelegt ist, 
nicht berührt. Ebensowenig würde eine Vorent- 
scheidung in der Frage der Festlegungen der 
Seegrenzen getroffen werden, die zwischen den 
genannten Staaten beschlossen ist oder be- 
schlossen werden kann. 

c) Ein Plan für die unter Berücksichtigung der in- 
ternationalen Vollzugsordnung für im Funkver- 
kehr erfolgenden Funkübertragungen; 

d) Vorkehrungen folgener Art: 

— Informationsaustausch zwischen den Staa- 
ten, die verbundene Pläne aufgestellt haben, 
über die nationalen einschlägigen Rechtsvor- 
schriften und -regelungen, über die für einen 
Einsatz in Frage kommenden nationalen Or- 
ganisationen, über die einsatzbereiten Gerä- 
te, Mittel und Mannschaften, über die benutz- 
baren Fernmeldemöglichkeiten; 

— gemeinsam durchgeführte Übungen; 

— Ausarbeitung gemeinsamer Mitteilungsfor- 
men, in denen während der Einsätze die 
Erstmeldung und die Zusatzinformationen in 
einer genormten Sprache durchgegeben wer- 
den können; 

e) und schließlich die Bestimmung, daß ein Mit- 
gliedstaat, der Kenntnis von einem Ölunfall oder 
von der Entstehung eines Ölteppichs hat, die für 
einen anderen Mitgliedstaat eine Gefahr bedeu- 
ten können, sich verpflichtet, den oder die be- 
troffenen Mitgliedstaaten unverzüglich davon zu 
benachrichtigen; dies gilt für alle See- und Kü- 
stengebiete der Gemeinschaft, auch wenn keine 
verbundenen Einsatzpläne vorliegen. 


3. Regelmäßige Überpüfung des einwandfreien 
Funktionierens 

Wenn ein Einsatzplan wirklich wirksam sein soll, 
ist es unerläßlich, daß er in regelmäßigen Abstän- 
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den überprüft werden kann, was die Abhaltung von 
Übungen bedeutet. Eine solche Übung müßte unab- 
hängig von ihrer Struktur und des Rahmens, in 
dem sie durchgeführt wird, vor allem den Nachweis 
der Wirksamkeit der Kommunikationssysteme und 
des Kooperationsgrades der bei einem Unfall einzu- 
setzenden Instrumente erbringen. 


4. Unterrichtung der Kommission 

Die Kommission hat am 25. Juni 1980 einen bera- 
tenden Ausschuß auf dem Gebiet der Überwachung 
und Verringerung der Ölverschmutzung des Meeres 


eingesetzt®), dessen Aufgabe es unter anderem ist: 
„die bestehenden Informationen und Erfahrungen 
in den Mitgliedstaaten hinsichtlich der Maßnah- 
men zur Überwachung und zur Verringerung der 
Ölverschmutzung des Meeres einzuholen, um da- 
durch die Koordinierung der auf einzelstaatlicher, 
internationaler und Gemeinschaftsebene durchge- 
führten oder geplanten Maßnahmen zu erleich- 
tern“. 

Daher wünscht die Kommission, daß ihr die sich 
aus der Anwendung der vorgeschlagenen Richtlinie 
ergebenden Informationen im Rahmen der Tätig- 
keiten dieses Ausschusses mitgeteilt werden. 

®) ABI. Nr. L 188 vom 22. Juli 1980, S. 11. 


10 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1242 


Bericht der Abgeordneten Tietjen und Dr. Olderog 


1. Allgemeines 

Der Vorschlag der EG- Kommission wurde mit Sam- 
melübersicht in Drucksache 10/546 vom 27. Oktober 
1983 — laufende Nr. 18 — an den Innenausschuß 
federführend sowie dem Ausschuß für Verkehr zur 
Mitberatung überwiesen. Der Innenausschuß hat 
die Vorlage in seiner Sitzung am 28. März 1984 be- 
raten und unter Berücksichtigung der Stellung- 
nahme des Ausschusses für Verkehr vom 8. Fe- 
bruar 1984 einstimmig die vorgelegte Beschlußemp- 
fehlung angenommen. 


2. Zum Richtlinienvorschlag 

Anlaß für die Vorlage des Richtlinienentwurfs ist 
die Entschließung des Rates vom 26. Juni 1978 zur 
Erstellung eines Aktionsprogramms der Europäi- 
schen Gemeinschaften auf dem Gebiet der Überwa- 
chung und Verringerung der Ölverschmutzung des 
Meeres. Dort ist vorgesehen, daß die Kommission 
prüft, welche Maßnahmen zur Vertiefung der Zu- 
sammenarbeit und zur Erhöhung der Wirksamkeit 
der in den Mitgliedstaaten bestehenden oder noch 
zu bildenden Noteinsatzmannschaften erforderlich 
sind. Aus diesem Grund hat die Kommission den 
vorgelegten Richtlinienentwurf erarbeitet. Er sieht 
vor, daß die Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften die Aufstellung nationaler Notein- 
satzpläne zur Bekämpfung einer akuten Ölver- 
schmutzung der Meere vorbereiten, die bestimmten 
vorgegebenen Mindestanforderungen genügen 
müssen. 

Zur Bekämpfung von Ölverschmutzungen, die 
durch Unfälle in Seegebieten hervorgerufen wer- 
den, die für mehrere Mitgliedstaaten von Interesse 
sind, sollen verbundene Noteinsatzpläne aufgestellt 
werden. Außerdem normiert der Richtlinienentwurf 
die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, andere Mit- 
gliedstaaten, die von einem ÖlunfalLauf See betrof- 
fen sein können, unverzüglich zu benachrichtigen. 
In nationalen und multinationalen Simulations- 
übungen soll die Wirksamkeit der behördlichen Zu- 
sammenarbeit bei der Bekämpfung von Ölunfällen 
überprüft werden. 


3. Zur Beratung im Innenausschuß 

Im Rahmen einer Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zum Richtlinienentwurf hat die Bundesregie- 
rung die Auffassung vertreten, daß der Kommis- 
sionsvorschlag verfrüht erarbeitet worden sei. Nach 
der Entscheidung des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 3. Dezember 1981 zur Errichtung 
eines gemeinschaftlichen Informationssystems zur 
Überwachung und Verringerung der Ölverschmut- 
zung des Meeres seien die Mitgliedstaaten bereits 


verpflichtet, ihre einzel staatlichen Einsatzpläne der 
Kommission mitzuteilen. Die Kommission erstelle 
nach diesen Informationen ein Bestandsverzeichnis 
über die in den Mitgliedstaaten vorhandenen Be- 
kämpfungsmittel. Über das Funktionieren des In- 
formationssystems habe die Kommission dem Rat 
alle zwei Jahre einen Bericht zu übermitteln. Da 
der erste Bericht noch ausstehe, sollte dieser erst 
abgewartet werden, bevor gegebenenfalls ergän- 
zende Maßnahmen beschlossen würden. 

Darüber hinaus seien im Rahmen des sogenannten 
Bonn-Abkommens von 1969 zur Zusammenarbeit 
bei der Bekämpfung von Ölverschmutzung der 
Nordsee und des sogenannten Helsinki-Abkom- 
mens von 1974 über den Schutz der Meeresumwelt 
bereits genaue Vorkehrungen für den Fall gemein- 
samer Bekämpfungseinsätze — bis hin zur Ausar- 
beitung von Befehlsstrukturen — getroffen worden. 
Im Rahmen dieser Abkommen würden auch bereits 
bi- und multilaterale Übungen abgehalten. 

Der Innenausschuß ist der Auffassung, daß für die 
in dem vorgelegten Richtlinienentwurf getroffenen 
Regelungen angesichts der Ratsentscheidung vom 
3. Dezember 1981 zur Errichtung eines gemein- 
schaftlichen Informationssystems derzeit kein Be- 
darf besteht. Vielmehr soll der Bericht der Kommis- 
sion über das Funktionieren dieses Informationssy- 
stems abgewartet werden, um dann sich gegebe- 
nenfalls aufzeigende Regelungslücken zu schlie- 
ßen. 

Seitens der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE 
GRÜNEN wurde im Rahmen der Beratung betont, 
daß vordringlich nicht die Perfektionierung von 
Noteinsatzplänen, sondern die Verbesserung der 
Wasserqualität der europäischen Meere, insbeson- 
dere der Nordsee, zu erörtern sei. Hierbei wurde vor 
allem auf die Bedeutung der im Oktober 1984 in 
Bremen stattfindenden Konferenz der Nordsee-An- 
rainerstaaten hingewiesen. Die Bundesregierung 
solle sich schon im Vorfeld dieser Konferenz um 
eine enge Abstimmung mit den Nordsee- Anrainer- 
staaten bemühen, um einen möglichst breiten Kon- 
sens — insbesondere zur Frage der Verklappung 
von Chemikalien in der Nordsee — zu erreichen. 
Dies wurde dem Ausschuß seitens der Bundesregie- 
rung zugesichert. Es sei das erklärte Ziel der Bun- 
desregierung, das Vorsorgeprihzip auch internatio- 
nal zum Maßstab für eine Politik zur Verbesserung 
der Wasserqualität der Meere zu machen. 


4. Zur Beschlußempfehlung 

Die Beschlußempfehlung des Innenausschusses 
übernimmt im wesentlichen die Stellungnahme des 
Ausschusses für Verkehr. Angesichts des bereits 
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vorhandenen Instrumentariums für die Koordina- 
tion der internationalen Einsatzpläne zur Bekämp- 
fung einer akuten Ölverschmutzung des Meeres ist 
zunächst der Erfahrungsbericht der EG- Kommis- 
sion über das Funktionieren des vorhandenen In- 


formationssystems auszuwerten, bevor über ergän- 
zende Regelungen entschieden werden kann. Des- 
halb ist der nach Artikel 5 der Ratsentscheidung 
vom 3. Dezember 1981 zu erstellende Bericht umge- 
hend von der EG-Kommission vorzülegen. 


Bonn, den 4. April 1984 

Tietjen Dr. Olderog 

Berichterstatter 
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